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Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

hiermit übersende ich Ihnen die Antworten zu den gestellten Fragen der 

Fraktionen zu Einzelplan 10 des Haushaltsplans 2026 mit der Bitte um 

Weiterleitung an die Mitglieder des Verkehrsausschusses. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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Fragen der SPD  

10 010 119 01 

Was verbirgt sich hinter den „Vermischten Einnahmen“ und wie kommt die Summe konk-

ret zustande?  

Es handelt sich um Einnahmen, die keine direkte thematische Zuordnung in einem Fachkapitel 

haben. 

10 010 511 01 

Wofür wurden im Jahr 2024 konkret 289 000 Euro ausgegeben (bitte jegliche Anschaffun-

gen und Investitionen auflisten) und durch welche im nächsten Jahr geplanten Beschaf-

fungen wird die Aufstockung des Budgets um 50 000 Euro gerechtfertigt?  

Die getätigten Ausgaben verteilen sich im Wesentlichen auf die Beschaffungskategorien „Büro- 

und Geschäftsausstattung“, „Bibliothek“ und „Unterhaltskosten. Die Aufstockung des Budgets in 

2026 erfolgt auf Grund der allgemeinen Preissteigerungsrate. 

10 010 518 01 

Wie kommt es zur Erhöhung der veranschlagten Gelder bzw. durch was ergibt sich der 

finanzielle Mehraufwand im nächsten Jahr? 

Es handelt sich um vertraglich festgelegte Mietpreissteigerungen. 

10 010 537 12 

Wie erklärt sich die Landesregierung die Diskrepanz zwischen tatsächlichen IST Ausgaben 

von 79 00 0 im Jahr 2024 und dem Ansatz von 684 500? 

In 2024 ist kein höherer Bedarf entstanden. 

10 010 546 05 

Weshalb kommt es zur Kürzung und welche Auswirkungen hat dies auf den Fortbestand 

der Abwicklung und Durchführung von Förderprogrammen durch die NRW.Bank?  

Im Sinne der Haushaltsklarheit und Wahrheit erfolgte eine Umschichtung in das betroffene Fach-

kapitel. Es hat keine Auswirkungen auf den Fortbestand der Abwicklung und Durchführung von 

Förderprogrammen durch die NRW.Bank. 

10 010 547 20 

Wieviel wurde bis zum Stichtag 07.10.2025 verausgabt und wofür genau?  

Es wurden 70.261,73 € verausgabt, die Mittel wurden für Maßnahmen zur Personalgewinnung 
für die Umwelt- und Mobilitätsverwaltung verausgabt, insbesondere wurden die Erstellung und 
Veröffentlichung kleiner Werbemaßnahmen (z. B. Social Media contents oder Werbebanner an 
Hochschulen) beauftragt. 

10 020 547 59 

Wofür werden die Selbstbewirtschaftungsmittel in Höhe von 886.779 Euro weiterhin zu-

rückgehalten und wann ist mit einer Verausgabung der Mittel zu rechnen?  

Die Selbstbewirtschaftungsmittel werden im Rahmen der Haushaltskonsolidierung 2026 zurück-

gegeben. 

10 020 Gesamtausgaben 

Warum fällt die globale Minderausgabe in diesem Einzelplan mit 52 Millionen Euro deutlich 

höher aus als in den Haushalten anderer Ministerien, und welche Begründung liefert die 

Landesregierung für diesen überproportionalen Konsolidierungsbeitrag?  
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Die globale Minderausgabe wird jährlich im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens fest-

gelegt. 

10 110 231 10 

Inwiefern verteilt sich diese Summe auf die einzelnen Titelgruppen und Haushaltskennzif-

fern des Einzelplans? Bitte die Summe aufschlüsseln, welche Gelder wohin gehen.  

Die Aufteilung der Regionalisierungsmittel wird mit Haushaltsvermerk bei den Ausgaben erläutert. 

Folgende Ausgabetitel werden aus bei 231 10 vereinnahmten Regionalisierungsmitteln finanziert: 

Titel 526 10, 546 01, 637 10 und 671 12 sowie Titelgruppen 61, 64, 71, 72, 73, 75, 79 und 80 

10 110 231 12 

Inwiefern werden die Mittel nach Klärung der Preissituation rund um das Deutschlandti-

cket wieder aufgestockt und mit welcher Summe?  

Auf dem Titel werden die Mittel des Bundes für das Deutschlandticket vereinnahmt. Der Ansatz 

erfolgt in der Höhe, wie im Regionalisierungsgesetz für das Jahr 2026 Mittel für das Land NRW 

vorgesehen sind  

10 110 331 10 

Inwiefern verteilt sich diese Summe auf die einzelnen Titelgruppen und Haushaltskennzif-

fern des Einzelplans? Bitte die Summe aufschlüsseln, welche Gelder wohin gehen.  

Die Gelder werden ausschließlich bei Kapitel 10 110 Titelgruppe 68 verausgabt. 

10 110 526 10 

Wodurch kamen im Jahr 2024 die hohen Kosten von 370 000 Euro zustande? (bitte auf-

schlüsseln)  

Aus Titel 526 10 werden Gutachten und Untersuchungen für Zwecke des ÖPNV finanziert. Im 

Jahr 2024 wurden Ausgaben für die Aufstellung des ÖPNV-Bedarfsplans und für die SPNV-

Strukturreform in NRW aus dem Titel geleistet. 

10 110 633 61 

Wird in dem Ansatz die Kostensteigerung berücksichtigt? Wann wurde der Ansatz zuletzt 

angepasst?  

Die Sozialticketförderung wird in gleicher Höhe wie bislang von insgesamt 40 Mio. Euro fortge-

führt. 

10 110 637 61 

Wird in dem Ansatz die Kostensteigerung berücksichtigt? Wann wurde der Ansatz zuletzt 

angepasst?  

Die Sozialticketförderung wird in gleicher Höhe wie bislang von insgesamt 40 Mio. Euro fortge-

führt. 

10 110 682 61 

Wird in dem Ansatz die Kostensteigerung berücksichtigt? Wann wurde der Ansatz zuletzt 

angepasst?  

Die Sozialticketförderung wird in gleicher Höhe wie bislang von insgesamt 40 Mio. Euro fortge-

führt. 
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10 110 682 64 

Wieso kommt es zu einer Erhöhung der Verpflichtungsermächtigung und wofür werden 

die Gelder genutzt werden?  

Aufgrund des hohen Bedarfes einer Planungsvorratsförderung wird die Verpflichtungsermächti-

gung entsprechend dem vorliegenden Bedarf erhöht. 

10 110 682 65 

Wofür gab es im Jahr 2024 eine Rückerstattung von 4 442 000 Millionen Euro?  

Die hohe Nachfrage nach Planungsleistungen für Infrastrukturinvestitionen führt dazu, dass nicht 

ausreichend Kapazitäten bei den mit den Planungen zu beauftragenden Dienstleistern vorhanden 

sind. Deshalb müssen teilweise bereits ausgezahlte Zuwendungen zurückerstattet werden, weil 

die Mittel nicht alsbald zweckentsprechend verwendet werden können. 

10 110 887 67 

Wie hoch sind die verfügbaren Ausgabereste aktuell? Wie wirkt sich die mit der Haushalts-

konsolidierung begründete Kürzung auf die Investitionsbedarfe aus?  

Es liegen keine Haushaltsreste vor. Auf die pauschalierte Investitionsförderung wirken sich die 

Kürzungen nicht aus, weil die eingesparten Mittel aus Regionalisierungsmitteln kompensiert wer-

den. 

10 110 891 75 

Weshalb wird der Mittelansatz um knapp 60% gegenüber dem Vorjahr erhöht? Wie steht 

dies im Verhältnis zum IST-Ergebnis 2024?  

Bereits In 2024 war mit einem Ausgabenvolumen von ca. 160.000.000 EUR, mit ca. 80 Mio. Euro 

mehr im Vergleich zum Ansatz 2025, bereits ein sehr hoher Mehrbedarf (rd.  100%) zu verzeich-

nen. Aufgrund des zu verzeichnenden hohen Bedarfes weiterer neuer Fördervorhaben wurde der 

Mittelansatz in 2026 um knapp 60% erhöht. So konnten weitere Leuchtturmprojekte, wie beispiel-

haft „ABS Münster-Lünen“ und die „Westspange – Planungsabschnitt 2 (Köln Süd bis Hürth-

Kalscheuren)“, gezeichnet werden. 

10 110 TG 67 

Welche konkreten Projekte, Bauvorhaben und Investitionen sind im Jahr 2025 bis zum 

Stichtag 07.10 mit welchen Mitteln finanziert worden? Bitte aufschlüsseln.  

Die pauschalierte Investitionsförderung nach § 12 ÖPNVG NRW wird als Pauschale an die 

Zweckverbände weitergeleitet.  

10 110 TG 67 

Wie beurteilt die Landesregierung die drastische Kürzung vor dem Hintergrund der voll-

ständigen Mittelverausgabung im Jahr 2024 sowie die Sinnhaftigkeit und Auswirkungen 

aufgrund der eklatanten Infrastruktursituation in Nordrhein-Westfalen?  

Auf die pauschalierte Investitionsförderung wirken sich die Kürzungen nicht aus, weil die Mittel 

aus Regionalisierungsmitteln kompensiert werden. 

10 110 TG 68 

In dieser Titelgruppe standen 2024 insgesamt 340.000.000 Euro zur Verfügung, im IST wur-

den jedoch nur 115.283.000 Euro ausgegeben. Welche Gründe sieht die Landesregierung 

hierfür, was passiert mit den nicht verausgabten Geldern und wie bewertet die Landesre-

gierung die drastische Diskrepanz zwischen Veranschlagung und Verausgabung vor dem 

Hintergrund der eklatanten Infrastruktursituation in Nordrhein-Westfalen?  
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Ausgaben aus TG 68 erfolgen in Höhe der bei Titel 331 10 vereinnahmten Bundesmittel. Die 

GVFG-Bundesmittel werden ausschließlich als durchgehender Posten geführt und nicht dauer-

haft im Landeshaushalt vereinnahmt. Die Maßnahmenkompetenz liegt ausschließlich beim Bund. 

10 110 TG71 

Wie teilt sich die Summe auf die SPNV-Kooperationsräume konkret auf?  

Die Verteilung erfolgt gem. § 1 Absatz 1 Verordnung zur Festlegung der Pauschalen nach § 11 

des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen, welche im Ein-

vernehmen mit dem Verkehrsausschuss beschlossen wurde. 

10 110 TG72 

Welche konkreten Investitionen, die im besonderen Landesinteresse unmittelbar sind, 

sind aus dieser Titelgruppe im Jahr 2025 finanziert worden (bitte auflisten) und wie viel der 

veranschlagten Summe steht für neue Investitionen zur Verfügung bzw. ist für bereits lau-

fende Finanzierungen verplant?  

An Hauptsächlich dienen die Förderleistung aus TG 72 den Investitionen im besonderen Landes-

interesse gem. § 13 ÖPNVG NRW.  Ein Großteil der Investitionsleistungen werden in 2025 für 

Maßnahmen gem. § 13 Abs. 1 Nr. 6 benötigt (Investitionsmaßnahmen zur Beschaffung von bat-

terieelektrisch und wasserstoffbetriebenen Linienbussen des ÖPNV, zur Errichtung der dafür not-

wendigen Lade-infrastruktur und zur Beschaffung erforderlicher spezifischer Werkstatteinrichtun-

gen). Als weitere Hauptbedarfsquelle sind die Investitionsmaßnahmen zur barrierefreien Gestal-

tung von (Stadt-, Straßenbahn- und Bus-)Haltestellen und von vorhandenen Fahrzeugen des 

ÖPNV mit Ausnahme des SPNV) zu benennen. Hier können als größere Maßnahmen beispielhaft 

nachfolgende Maßnahmen erwähnt werden: Düsseldorf Stadtbahn U81, Ko-Finanzierung zu den 

GVFG-Bundesprogramm-Maßnahmen der Grunderneuerung von Stadt- und Straßenbahnen.  

Neben den Maßnahmen im besonderen Landesinteresse gem. § 13 ÖPNVG NRW werden auch 

die Kompensationsleistungen zu der pauschalierten Investitionsförderung gem. § 12 ÖPNVG 

NRW finanziert. Sie finden ihren Niederschlag in 10 110 887 72. 

10 110 891 72 

Weshalb kommt es hier zu einer Kürzung und an welchen Stellen wird es aufgrund dessen 

konkret zu Einsparungen kommen?  

Die Mittel wurden auf den erwarteten Mittelabfluss angepasst. Eventuelle Mehrbedarfe in 2026 

könnten durch die gegenseitigen Deckungsfähigkeit der Titel erfolgen. 

10 110 887 72 

Wofür konkret und an welche Zweckverbände wird das Geld ausgezahlt?  

Der Titel 10 110 887 72 dient der Kompensation für die pauschalierte Investitionsförderung nach 

§ 12 ÖPNVG NRW. Diese wird gemeinsam mit den Zuweisungen aus 10 110 887 67 vollständig 

durch die Bezirksregierungen Düsseldorf, Köln und Arnsberg an die Zweckverbände VRR AöR, 

goRheinland und NWL weitergeleitet 

10 110 633 74 

Warum wurde die Kürzung vorgenommen, welche Auswirkungen ergeben sich dadurch 

für Gemeinden und Gemeindeverbände und inwiefern müssen die Aufgabenträger des 

ÖPNV die fehlenden Mittel nun durch Eigenanteile kompensieren?  

Die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a ÖPNVG NRW wird weiter in ihrer gesetzlichen 

Höhe von 130 Mio. Euro gewährt. Das Azubiticket wurde weitestgehend durch das Deutschland-

ticket bzw. das Deutschlandticket Job substituiert. Um die Defizite der Verkehrsunternehmen 

durch die überwiegend nicht mehr ausgegebenen Zeitfahrausweise im Ausbildungsverkehr nicht 
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auf die durch Bund und alle Länder getragene Deutschlandticketfinanzierung zu verlagern, sind 

die bisherigen Zahlungen für das Azubiticket jedoch weiter zu leisten. Dabei wird in etwa das 

Niveau des Jahres 2023 (Zeitpunkt der Einführung des Deutschlandtickets) gehalten. Die Mobili-

tät von Auszubildenden ist durch das Deutschlandticket und Deutschlandticket Job sichergestellt. 

10 110 TG79 

Wie beurteilt die Landesregierung die Diskrepanz zwischen 25,9 Millionen verausgabten 

Mitteln im Jahr 2024 und einem Ansatz von 46 Millionen und welche Gründe sieht die Lan-

desregierung dafür?  

Zur Förderung für den digitalen Tarif eezy.nrw wurden in 2024 rund 7,5 Millionen nicht veraus-

gabt. Gründe dafür sind insbesondere der im Vergleich zur ursprünglichen Annahme verzögerte 

Hochlauf von eezy.nrw - auch verursacht durch nicht vorhersehbare Rahmenbedingungen 

(Corona-Pandemie 2021/2022, 9€ Ticket in 2022 bzw. Deutschlandticket seit 01.05.2023). Das 

Förderpaket i.H.v. insgesamt 100 Mio. € - begründet durch ein Memorandum of Understanding 

in 2020 - sieht für die gesamte Laufzeit bis 2031 gleiche Jahresscheiben vor, deren Inanspruch-

nahme aktuell noch nicht erreicht wird. Insgesamt ist der Tarif jedoch durch einen starken Hoch-

lauf gekennzeichnet und etabliert sich immer weiter am Markt. Hierzu tragen auch die Tarifrefor-

men der Verbünde und Tariforganisationen bei, die klar auf Deutschlandticket und eezy.nrw fo-

kussieren. 

Die weitere Differenz kommt aus verschiedensten Bereichen der TG 79 und lässt sich vor allem 

auf Projektverläufe zurückführen, die in der Realität vom ursprünglich geplanten Projektverlauf 

abweichen. Entweder wurden weniger Mittel benötigt als gedacht oder aber die Mittel werden erst 

zu einem späteren Zeitpunkt benötigt. Es wird bzgl. der Restmittel darauf hingewiesen, dass die 

Übertragbarkeit der Regionalisierungsmittel dazu führt, dass die nicht verausgabten Mittel weiter 

für die entsprechenden Zwecke zur Verfügung stehen. 

10 110 TG81 

Weshalb kam es im Jahr zu keiner Mittelverausgabung trotz eines Ansatzes von 2 500 000 

Millionen Euro? 

Für das Projekt BrainTrain lag im Jahr 2025 kein bewilligungsfähiger Antrag vor. 

10 120 TG68 

Was wird mit der erhöhten Fördersumme konkret finanziert und wofür wird diese Aufsto-

ckung benötigt, wenn das IST 2024 lediglich 428.000 Euro betrug?  

Die bisher gegebene Möglichkeit, Luftsicherheitskontrolltechnik über den Bund zu beschaffen und 

anschließend über einen Zeitraum von 8 Jahren abzuzahlen, besteht nicht mehr. Fortan wird bei 

der Beschaffung durch das Land der Kaufpreis im Jahr der Anschaffung vollständig fällig und 

refinanziert sich über 8 Jahre (incl. Verzinsung) durch die Einnahme von Luftsicherheitsgebühren. 

Darüber hinaus werden steigende Anforderungen an die Sicherheitstechnik gestellt und machen 

Erneuerung bzw. einen Austausch der derzeit an den Landesflughäfen genutzten Technik jährlich 

notwendig. 

10 120 547 63 

Weshalb wird dieser Ansatz innerhalb der TG 63 "Maßnahmen zur Verbesserung der Flug-

sicherheit" um 2/3 gekürzt?  

Der Haushaltsansatz wurde bedarfsgerecht angepasst. 
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10 130 TG72 

Für 2024 waren 500.000 Euro vorgesehen, im IST 2024 wurde jedoch kein Betrag ausge-

wiesen. Was ist mit diesen Mitteln passiert, weshalb wird die Fördersumme beibehalten?  

Die Haushaltsmittel stehen als Ko-Finanzierung für eine entsprechende mögliche Bundesförde-

rung bereit und können nicht eigenständig verausgabt werden. 

10 140 537 20 

Welche Auswirkungen sind durch die Kürzung bei den Mitteln für Planung durch die 

DEGES zu erwarten?  

Die Mittelbereitstellung orientiert sich an dem Stand des Projektes bzw. an den für das kommende 

Jahr geplanten Arbeitsschritten. Es ist daher davon auszugehen, dass die Leistungen, die die 

DEGES erbringen wird, aus den zur Verfügung gestellten Haushaltsmitteln finanziert werden kön-

nen.  

10 140 883 13 

Weshalb erfolgt nach der drastischen Kürzung im H2025 eine erneute Kürzung um ca. 10 

Mio. Euro? Wie hoch sind die aktuell verfügbaren Ausgabenreste? Sind Anpassungen bei 

den Förderrichtlinien geplant?  

In das Haushaltsjahr 2025 wurde ein Ausgaberest in Höhe von 370,9 Mio. € übertragen. Hiervon 

sind 57 Mio. € zur Deckung von Mehrausgaben im lfd. Haushaltsjahr vorgesehen, so dass in den 

kommenden Haushaltsjahren voraussichtlich Reste in Höhe von ca. 314 Mio. € zur Verfügung 

stehen. 

Die Förderrichtlinien kommunale Straßeninfrastruktur wurden 2025 aktualisiert. 

10 140 883 19 

Weshalb wird der Ansatz um 87% gekürzt? Welche Maßnahmen wurden in 2025 gefördert? 

Gibt es keinen weiteren Bedarf für 2026?  

Es wird davon ausgegangen, dass Titel 10 140 883 18 gemeint ist. 

Der Haushaltsansatz wurde bedarfsgerecht angepasst. Die Fördermöglichkeit wird durch die 

Kommunen kaum in Anspruch genommen.  

10 140 883 61 

Was bedeutet es, dass die Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 23,1 Millionen Euro 

der erforderlichen Verpflichtung im Zusammenhang mit der Rückführung der SBM im 

Haushalt 2026 dient, und wie passt dies zu den weiteren nicht verbrauchten Selbstbewirt-

schaftungsmitteln in Höhe von 97,2 Millionen Euro? Warum gibt es hierfür eine Verpflich-

tungsermächtigung?  

Die Verpflichtungsermächtigung von 97,2 Mio. Euro dient der erforderlichen Absicherung von 

Maßnahmen und wurde bedarfsgerecht ausgebracht. 

10 140 777 61 

Weshalb wird der Ansatz um 87% gekürzt? Welche Maßnahmen wurden in 2025 gefördert? 

Gibt es keinen weiteren Bedarf für 2026?  

Der Ansatz ist von 15 Mio. € auf 10 Mio. € geändert worden. Die Höhe orientiert sich an dem 

prognostizierten Bedarf. Die genannte Kürzung um 87 % kann nicht nachvollzogen werden. 

Folgende Projekte des Landesbetriebs Straßenbau Nordrhein-Westfalen werden im Jahr 2025 

finanziert: 
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Ort Maßnahme 

Mülheim Objektplanung Verkehrsanlagen, RS 1 – Mülheim, Abschnitt 2:  

Stadtgrenze Duisburg bis Heerstraße 

Essen Baukosten des ersten Bauabschnitts (Bahnhof Essen Kray-Nord  

bis Hattinger Str. (B 227)) in Essen der Radschnellverbindung 1 

Essen Objektplanung Verkehrsanlagen, RS 1 – Essen, Abschnitt 2:  

Stoppenberger Bach bis Rotthauser Straße (L643) / Bahnhof Kray-Nord 

Gelsenkir-

chen 

Bau der Abschnitte 2 und 3 in Gelsenkirchen des RSW Ruhr „RS1“ 

Bochum Bochum, Parkstr. bis Darpestr., Abbruch BW Sommerdellenstr. 

Herford Planungskosten des RSW 3, Herford – Löhne 

Minden Radschnellweg Ostwestfalen-Lippe RS 3  

Teilabschnitt 4: Porta Westfalica – Minden  

Bad Oeyn-

hausen 

Bauleistungen für den Radschnellweg Ostwestfalen-Lippe RS 3 

Abschnitt 2: Löhne – Bad Oeynhausen  

Teilabschnitt 2.2: Bad Oeynhausen  

(Zusage für Bundesanteil liegt noch nicht vor) 

 

Auch für das Haushaltsjahr 2026 besteht für diese und neue Maßnahmen weiterer Finanzierungs-

bedarf. 

10 150 777 11 

Inwieweit werden durch die Erhöhung des Ansatzes um 1,73% die Baukostensteigerungen 

im Straßenbau kompensiert?  

Die Erhöhung des Haushaltsansatzes beim Erhaltungstitel resultiert aus den zusätzlich bereit 

gestellten Mitteln für das Sonderprogramm Südwestfalen. Im Haushalt 2025 wurden 1 Mio. € 

bereitgestellt, im Haushalt 2026 sind es für die Fortführung 5 Mio. €. 

Insgesamt gibt es bei den investiven Mitteln im Landesstraßen- und Brückenbau einen hohen 

Ansatz, mit dem Ziel, die zentralen Programme fortzusetzen. Ein Schwerpunkt ist die Sanierungs-

offensive für Brücken und Straßen. Daher konzentrieren wir die Mittel auf den Erhalt der Funkti-

onsfähigkeit der vorhandenen Straßeninfrastruktur in NRW.  

10 150 682 90 

Aus welchem Grund werden die Haushaltsmittel nach den Kürzungen in 2025 nun wieder 

auf das Niveau von 2024 angehoben? Welche Rahmenbedingungen haben sich verändert? 

Aufgrund der schwierigen Finanzlage mussten bereits für den Haushalt 2025 Einsparungen in 

allen Ressorts erbracht werden. Hiervon war im Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 

auch der Zuführungstitel 10 150 682 90 betroffen. Die veranschlagte Zuweisung aus dem Haus-

haltsplanentwurf 2026 entspricht wieder dem Ansatzniveau aus 2024.  
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Fragen der AfD-Fraktion  

1. Frage zu Kapitel 10 010 Titel 527 01 011 (Seite 28) 

Wie erklärt sich die erneute Zunahme der Reisekostenvergütung für Dienstreisen des 

Ministeriums um 5 Prozent (nach rund 20 % von 2024 auf 2025) im Haushaltsplans 

2026? Werden im Ministerium nicht moderne Kommunikationstechnologien verstärkt 

genutzt, um Reisetätigkeiten vielmehr zu reduzieren? 

Der Bereich Reisekostenvergütung leistet sowohl im Jahr 2025, als auch im Jahr 2026 einen 

Beitrag zur Haushaltskonsolidierung. Im Ministerium werden moderne Kommunikationstech-

nologien genutzt um Reisetätigkeiten zu reduzieren. 

2. Frage zu Kapitel 10 110 (Erläuterungsband Seite 30) 

Nach einem Haushaltsposten 2025 von knapp 3,685 Mrd. Euro setzen Sie für 2026 nur 

noch knapp 3,1 Mrd. Euro an. Wie gelingt Ihnen diese Einsparung von mehr als 10 Pro-

zent? Welche konkreten Leistungen werden damit gesichert? 

Die Landesregierung hat in den Haushaltsentwurf zunächst Mittel in gleicher Höhe für das 

Deutschlandticket vorgesehen, wie durch die Bundesregierung im Entwurf des 11. Gesetzes 

zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vorgesehen 

sind. Im Jahr 2025 hat das Land bereits vor Eingang von Bundesmitteln in gleicher Höhe 

Landesmittel zur Finanzierung der Bedarfe eingestellt. Diese sind im vorläufigen Entwurf für 

das Jahr 2026 entsprechend noch nicht enthalten.  

Darüber hinaus ist im Kapitel 10 110 ein Beitrag zur allgemeinen Haushaltskonsolidierung zu 

leisten. 

3. Frage zu Kapitel 10 110 Summe Titelgruppe 81 (Seite 178) 

Aus welchem Grund wird bei der Titelgruppe „Autonomes Fahren auf der Schiene“ 

(nach einer Kürzung der Summe von 2024) keine Erhöhung der Zuschüsse vorgenom-

men, wenn doch allseits ein Personalmangel im SPNV beklagt wird, der u.a. auch Lok-

führer betrifft? 

Der Mittelansatz wird wie in der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen fortgeführt. Derzeit 

liegt kein bewilligungsfähiger Antrag für das Projekt BrainTrain vor. 

4. Frage zu Kapitel 10 120 Titelgruppe 68 (Erläuterungsband Seite 34) 

Welche Luftsicherheitskontrolltechnik soll 2026 konkret angeschafft werden und 

wurde seit 2024 angeschafft als die zentrale Beschaffung durch den Bund weggefallen 

ist (in Summe dann über drei Jahre für mehr als 82 Mio. Euro)? 

Die bisher gegebene Möglichkeit, Luftsicherheitskontrolltechnik über den Bund zu beschaffen 

und anschließend über einen Zeitraum von 8 Jahren abzuzahlen, besteht nicht mehr. Fortan 

wird bei der Beschaffung durch das Land der Kaufpreis im Jahr der Anschaffung vollständig 

fällig und refinanziert sich über 8 Jahre (incl. Verzinsung) durch die Einnahme von Luftsicher-

heitsgebühren. Darüber hinaus werden steigende Anforderungen an die Sicherheitstechnik 

gestellt und machen Erneuerung bzw. einen Austausch der derzeit an den Landesflughäfen 

genutzten Technik jährlich notwendig. 

5. Frage zu Kapitel 10 120 Titelgruppe 536 10 751 (Seite 188) 

Welche Maßnahmen zur Sicherung von Verkehrsflughäfen sollen mit dem um 4300 

Euro auf 957.200 Euro erhöhten Ansatz konkret geleistet werden? 

Im Auftrag der Bezirksregierungen Münster bzw. Düsseldorf werden an den Landesflughäfen 

durch Sicherheitsdienstleister der Vorfeldbereich und die Umzäunung bestreift sowie die An-

kunft- und Abflughallen und die Transit- und Warteräume überwacht. Durch erforderlich ge-
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wordene Ausschreibungen des Bestreifungsdienstes für die Standorte Dortmund, Müns-

ter/Osnabrück und Paderborn sind die Kosten gestiegen, die mit der Erhöhung des Ansatzes 

aufgefangen werden sollen. 

6. Frage zu Kapitel 10 120 Titelgruppe 536 68 751 (Seite 192) 

Welche Firmen haben von den Ausgaben für den privatisierte Fluggastkontrolldienst 

profitiert bzw. werden 2026 davon vertragsgemäß profitieren? Ist die Erhöhung des 

Ansatzes für 2026 auf mehr Personal oder höhere Personalkosten zurückzuführen? 

Für den Fluggastkontrolldienst am  

- Flughafen Dortmund ist die Firma I-Sec Deutsche Luftsicherheit SE & Co.KG,  

- Flughafen Paderborn/Lippstadt ist die Firma STI Security Training International 

GmbH,  

- Flughafen Münster/Osnabrück ist die Firma FMO Security Services GmbH und 

- Flughafen Niederrhein ist die Firma I-Sec Deutsche Luftsicherheit SE & Co.KG 

tätig. 

Die Erhöhung des Ansatzes erfolgt sowohl aufgrund der Steigerung der Einsteigerprognosen 

an den Landesflughäfen, wodurch eine höhere Anzahl an erforderlichen Kontrollstunden nötig 

ist, als auch aufgrund allgemeiner Lohnkostensteigerungen. 

 

7. Frage zu Kapitel 10 130 Gesamtausgaben Kapitel 10 130 (Seite 202 und Erläuterungs-

band Seite 35) 

Trotz erneuter Anhörungen relevanter Verbände im Verkehrsausschuss verharren die 

Mittel trotz massiven Sanierungsbedarfs im Bereich der Schifffahrt auf einem niedrigen 

Niveau, jenseits des Ansatzes von 2023. Wie ist das zu verstehen, wenn doch im Erläu-

terungsband davon gesprochen wird, dass „der Handlungsbedarf unverändert groß 

ist“? Sind jährlich 7 oder 8 Millionen Euro auskömmlich für den geäußerten Bedarf der 

Schifffahrtsbranche? 

Die Zahlungen des Landes stellen nur einen Anteil für zwei mehrteiligen Vorhaben dar, zu 

denen Regierungs- beziehungsweise Verwaltungsabkommen mit dem Bund bestehen. Sie 

beziehen sich somit nur auf einen kleinen Teil des im Haushaltsplan des Bundes gewährten 

und Investitionsbedarf an den Bundeswasserstraßen. Hier sollen gemäß Haushaltsplanent-

wurf 2026 für Erhalt, Ersatz, Aus- und Neubaumaßnahmen mehr als 1,2 Mrd. € zur Verfügung 

stehen. 

8. Frage zu Kapitel 10 140 Titel 526 12 724 (Seite 208) 

Warum werden keinerlei Mittel für Verkehrszählungen mehr im Ansatz aufgeführt und 

diese in 10 150 (682 90 723) überführt, wo aber keine detaillierte Aufschlüsslung er-

folgt? Wie ist dies zu verstehen? Welche Mittel sind konkret für Verkehrszählungen in 

2026 vorgesehen? 

Aufgrund der dauerhaften Aufgabenübertragung an den Landesbetrieb Straßenbau Nord-

rhein-Westfalen ist erstmals mit dem Haushalt 2024 auch der dazugehörige Finanzmitteletat 

vom bisherigen Titel 526 12 im Kapitel 10 140 (Verkehrszählung an klassifizierten Straßen 

als Teil der bundesweiten Straßenverkehrszählung) zum Titel 682 90 im Kapitel 10 150 (Zu-

führung zum laufenden Betrieb des Landesbetriebes Straßenbau) dauerhaft umgeschichtet 

worden.  

Bei den Mitteln des ehemaligen Titels 526 12 handelt es sich um ebensolche, die als Zu-

schuss an Kreise und Kreisfreie Städte zur Durchführung von Zählungen auf Kreisstraßen im 

Rahmen der turnusmäßig im Abstand von 5 Jahren stattfindenden Straßenverkehrszählun-

gen (SVZ) aufzuwenden sind. 
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9. Frage zu Kapitel 10 140 Titel 537 10 729 (Seite 208) 

Warum werden erneut nur 60.000 Euro für die Erarbeitung und Bereitstellung verkehrs-

statistischer Grundlagendaten im Ansatz für 2026 vorgesehen? 

Aufgrund der dauerhaften Übertragung von Aufgaben im Zusammenhang mit der Erarbeitung 

und Bereitstellung verkehrsstatistischer Grundlagendaten an den Landesbetrieb Straßenbau 

Nordrhein-Westfalen ist erstmals mit dem Haushalt 2024 eine dauerhafte Umschichtung der 

hierfür entfallenden Finanzmittel in Höhe von 165.000,00 € vom bisherigen Titel 537 10 im 

Kapitel 10 140 (bis 2023: Erhebung und Auswertung von Daten zur Verkehrs- und Unfallent-

wicklung sowie Auswertung von Verkehrserhebungen) zum Titel 682 90 im Kapitel 10 150 

(Zuführung zum laufenden Betrieb des Landesbetriebs Straßenbau) erfolgt.  

Die übrigen Aufgaben sind seither durch den verbliebenen Mittelansatz in Höhe von jährlich 

60.000 € im Titel 537 10 im Kapitel 10 140 (ab 2024: Erarbeitung und Bereitstellung verkehrs-

statistischer Grundlagendaten und Kenngrößen) zu bestreiten. 

10. Frage zu Kapitel 10 140 Titel 883 13 725 (Seite 210) 

Wie soll die Verbesserung der Straßeninfrastruktur in den Gemeinden und Kreisen ge-

lingen, wenn statt 67,2 Mio. Euro in 2026 nur noch 57 Mio. Euro in Ansatz gestellt wer-

den? 

Der entsprechende Mehrbedarf an Haushaltsmitteln im Jahr 2026 wird durch Ausgabereste, 

die aus dem Titel 883 14 zur Verfügung stehen, gedeckt. 

 

11. Frage zu Kapitel 10 140 Titel 883 18 724 (Seite 212) 

Wie sollen mehr Schwerlasttransporte gelingen, wenn der Ansatz für 2026 zur Unter-

stützung der Kreise und Kommunen um mehr als 80 Prozent gekürzt wird? 

Der Haushaltsansatz wurde bedarfsgerecht angepasst. Die Fördermöglichkeit wird durch die 

Kommunen kaum in Anspruch genommen. 

 

12. Frage zu Kapitel 10 150 Titel 777 12 723 (Seite 234) 

Wie ist die Kürzung der Mittel im Um- und Ausbau von Landesstraßen um 1 Mio. Euro 

zu verstehen? Sind nicht genügend baureife Projekte vorhanden? Wie ist das zu ver-

stehen? 

Die öffentlichen Haushalte stehen weiterhin unter dem Eindruck der Krisen der letzten Jahre, 

der angespannten Wirtschaftslage sowie der sinkenden Steuereinnahmen. Dies betrifft sämt-

liche Ressorts – auch das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr. 

Insgesamt gibt es bei den investiven Mitteln im Landesstraßen- und Brückenbau einen hohen 

Ansatz, mit dem Ziel, die zentralen Programme fortzusetzen und weiterhin nach Möglichkeit 

die Ziele des Koalitionsvertrages zu erreichen. Ein Schwerpunkt ist die Sanierungsoffensive 

für Brücken und Straßen. Daher konzentrieren wir die Mittel auf den Erhalt der Funktionsfä-

higkeit der vorhandenen Straßeninfrastruktur in NRW.  

 

13. Frage zu Kapitel 10 150 Titel 777 13 723 (Seite 234) 

Wie ist der gleichbleibende, herabgesetzte Ansatz der Mittel für 2026 im Rahmen des 

Landesstraßenbauplans zu verstehen? Sind erneut nicht genügend baureife Projekte 

vorhanden? Wie ist das zu verstehen? 

Die öffentlichen Haushalte stehen weiterhin unter dem Eindruck der Krisen der letzten Jahre, 

der angespannten Wirtschaftslage sowie der sinkenden Steuereinnahmen. Dies betrifft sämt-

liche Ressorts – auch das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr. 

Insgesamt gibt es bei den investiven Mitteln im Landesstraßen- und Brückenbau einen hohen 

Ansatz, mit dem Ziel, die zentralen Programme fortzusetzen und weiterhin nach Möglichkeit 

die Ziele des Koalitionsvertrages zu erreichen. Ein Schwerpunkt ist die Sanierungsoffensive 

für Brücken und Straßen. Daher konzentrieren wir die Mittel auf den Erhalt der Funktionsfä-

higkeit der vorhandenen Straßeninfrastruktur in NRW.  
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14. Frage zu Kapitel 10 150 Titelgruppe 777 16 723 (Seite 238) 

Warum wird die Titelgruppe 777 16 723 (Bau von LKW-Parkplätzen an Landesstraßen) 

auch nach der Streichung von Fördermitteln in 2024 noch im Haushaltsplan 2026 auf-

geführt, wenn doch keine erneute Förderung vorgesehen ist? Wie ist das zu verstehen? 

Ein Wegfall des Titels ist nicht beabsichtigt. Für das zukünftige Haushaltsjahr 2026 werden 

aktuell nur keine Mittel für den Bau von LKW-Parkplätzen im Zusammenhang mit dem Lan-

desstraßennetz avisiert. Sollte sich tatsächlich ein Mittelbedarf in diesem Zusammenhang in 

2026 ergeben, wäre dieser unter Beachtung der haushalterischen Deckungsmöglichkeiten zu 

leisten. 

 

15. Frage zu Kapitel 10 160 Titelgruppe 537 10 791 (Seite 246) 

Wie lassen sich die Kürzungen im Ansatz für 2026 im Rahmen der Landesverkehrspla-

nung verstehen? Welche Rolle spielen vorrausschauende Verkehrsplanungen für die 

Landesregierung? 

Vorausschauende Verkehrsplanungen sind bedeutsame Grundlage für das mittel- bis lang-

fristige Handeln. Im Rahmen der Landesverkehrsplanung hat die Landesregierung daher als 

zentrale Grundlage ein neues Landesverkehrsmodell fertiggestellt (2024). Aufbauend auf die-

sem sind diverse verkehrliche Untersuchungen möglich. Ferner dient es u. a. den Kommunen 

als wichtige Grundlage für eigene verdichtete Verkehrsmodelle oder Untersuchungen. Die 

Aufstellung der drei verkehrlichen Bedarfspläne für Landesstraßen, Radschnellverbindungen 

und ÖPNV bildet einen wesentlichen Einsatzbereich des Landesverkehrsmodells für die Lan-

desregierung. 

Im Kern dient der Titel 10 160 537 10 vor allem der Aufstellung, Pflege und Fortschreibung 

des Landesverkehrsmodells sowie der verkehrlichen Bedarfspläne. Vor dem Hintergrund, 

dass die drei Bedarfspläne für Landesstraßen, Radschnellverbindungen und ÖPNV derzeit 

parallel erstellt werden kommt es temporär zu einer Kumulation des Finanzbedarfs. Durch die 

Finanzierung der beiden letztgenannten Bedarfspläne aus spezifischen Mitteln des Radver-

kehrs bzw. des ÖPNV konnten finanzbedingte Verzögerungen vermieden werden.  

Beim Landesverkehrsmodell und den Bedarfsplänen handelt es sich um umfangreiche mehr-

jährige Projekte. Neben den im jeweiligen Haushaltsjahr bereit gestellten Mitteln sind daher 

die verfügbaren Verpflichtungsermächtigungen bedeutsam. Diese bleiben im Haushaltsent-

wurf unverändert. 

 

16. Frage zu Kapitel 10 160 Titelgruppe 541 65 729 (Seite 248) 

Welche Veranstaltungen werden 2026 für 150.000 Euro in Ansatz gestellt? 

Sämtliche Titel der TG 65 sind untereinander deckungsfähig. Wegen der Haushaltsklarheit 

befindet sich ein kleiner Teil des Budgets auf diesem Titel, um mögliche Auszahlungen aus 

dem Ergebnisbudget, wie bspw. für Veranstaltungen, vornehmen zu können. 

 

17. Frage zu Kapitel 10 160 Titelgruppe 65 (Seite 248) 

Warum wird bei Mobilitätskonzepten gekürzt, wenn doch die verkehrsmittelübergrei-

fende Mobilität ein wesentliches Ziel ist? 

Die Einsparung erbringt einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung. 

 

18. Frage zum Erläuterungsband Seite 3 

Laut Einführungstext für die Eckpunkte des Einzelplans soll eine Transformation zu 

einer „klimaneutralen Industrieregion“ vorangetrieben werden, was mehr an ein Dein-

dustralisierungsprojekt erinnern lässt. Wie stellen Sie sich diese Industrieregion vor 

und welches Wertschöpfungsniveau wird diese Region im Vergleich zu heute haben? 



13 

 

Klimaneutralität und wirtschaftliche Prosperität stehen zueinander nicht im Widerspruch. Viel-

mehr versteht die Landesregierung den Transformationsprozess zu einer klimaneutralen In-

dustrieregion als Wachstums- und Jobmotor. Daher unterstützt das Land Nordrhein-Westfa-

len diesen Prozess auf vielfältige Weise, beispielsweise durch die Förderung von Forschung 

und Innovationen im Luftverkehr oder durch den Einsatz für den verstärkten Ausbau intermo-

daler bzw. kombinierter Verkehre sowie der Schienen- und Schifffahrtslogistik für klimafreund-

liche Güter- und Wirtschaftsverkehre. 

19. Frage zum Erläuterungsband Seite 30 

Erneut wird im Einführungstext zum Kapitel 10 110 im Erläuterungsband die Förderung 

von für „Elektro- und Wasserstoffbusse erforderliche Lade- und Werkstattinfrastruk-

tur“ angekündigt. Wie viele neue Busse, Ladesäulen und Werkstätten sind in diesem 

Zusammenhang 2026 geplant? 

Die Zahl der geförderten Ladesäulen und Werkstätten ist abhängig vom Antragsaufkommen 

im Jahr 2026 und dem Mittelabfluss für bereits in den Vorjahren bewilligte Projekte. Eine ge-

naue Zahl kann daher nicht genannt werden. Weil die Landesförderung für Elektro- und Was-

serstoffbusse aufgrund hoher Nachfrage überzeichnet ist, wird wie im Erläuterungsband dar-

gestellt die zugehörige Infrastruktur gefördert jedoch keine neuen Bewilligungen für Busse 

ausgesprochen. 

 

20. Frage zum Erläuterungsband Seite 32 und zur Transformation des Luftverkehrs 

(„Transformation hin zur Klimaneutralität“) 

Laut Erläuterungsband für das Haushaltsjahr 2026 werden erneut 3,545 Mio. Euro im 

Kapitel 10 120 in Ansatz gestellt. Welcher Anteil des Luftverkehrs ist „klimaneutral“ 

bzw. zumindest „klimafreundlicher“, wie es im Erläuterungsband heißt? 

Seit Inkrafttreten des neuen Teils 3 der Förderrichtlinie und mit Beauftragung des PtJ als 

Verwaltungshelfer konnten bereits einige richtungsweisende Forschungs- und Entwicklungs-

projekte bewilligt werden. Es handelt sich dabei um mehrjährige Maßnahmen mit einem klei-

nen Anteil im Rumpfjahr 2025 und maßgeblichen Anteilen in den Folgejahren 2026 ff. 

 


